
Gutachten des Wissenschaftlichen Dienstes sind parlamentsinterne Stellungnahmen, die nicht für die 
öffentliche Diskussion außerhalb des Landtags bestimmt sind. Eine - auch nur auszugsweise - Veröffentli-
chung oder Verbreitung bedarf der Zustimmung der Direktorin beim Landtag. 

Einführung eines Jobradmodells 

A. Auftrag

Seit 2012 ist die steuerliche Behandlung zur Überlassung von (Elektro-)Fahrrädern an Arbeit-

nehmer neu geregelt.1 Dienstfahrräder werden danach weitgehend wie Dienstkraftfahrzeuge 

behandelt. 

Zu der Frage der Einführung eines Jobradmodells in der Landesverwaltung hat sich die Fraktion 

von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN mit Schreiben vom 3. Mai 2018 an den Wissenschaftlichen 

Dienst des Landtags gewandt. Nach Angaben in dem Schreiben böten Anbieter wie JobRad 

oder vergleichbare Anbieter Fahrräder oder E-Bikes im Rahmen eines Nutzungsüberlassungs-

vertrages bzw. eines Leasing-Modells an. Der Arbeitgeber lease das Fahrrad oder das E-Bike 

und überlasse es dem Arbeitnehmer zur Nutzung. Dieser bezahle für das Fahrrad in Form von 

Entgeltumwandlung 1 Prozent seines Bruttoarbeitslohnes, meist für einen Zeitraum von 36 Mo-

naten. Die Rahmenbedingungen der Überlassung des Fahrrades würden zwischen Arbeitgeber 

und Arbeitnehmer vertraglich geregelt. 

Das Land Rheinland-Pfalz möchte nach Angaben der anfragenden Fraktion die Landesverwal-

tung bis zum Jahr 2030 klimaneutral gestalten. Anreize durch das Land für eine verstärkte Nut-

zung des Fahrrades durch seine Beamtinnen und Beamten und Angestellten seien daher ein 

Baustein hin zu einer klimaneutralen Landesverwaltung.  

Andere Bundesländer, beispielsweise Baden-Württemberg, ermöglichten nach Angaben der 

anfragenden Fraktion ihren Beamtinnen und Beamten die Nutzung eines Jobradangebots. 

Dazu hätten landesrechtliche Anpassungen vorgenommen werden müssen. Es stelle sich die 

Frage, ob in Rheinland-Pfalz ebenso rechtliche Anpassungen notwendig seien. 

Vor diesem Hintergrund hat die antragstellende Fraktion einen Fragenkatalog eingereicht, der 

Gegenstand der nachfolgenden Stellungnahme ist. 

1 Gleichlautende Erlasse der obersten Finanzbehörden der Länder vom 23.11.2012 (BStBl. 2012 I S. 1224); siehe 
aber auch zur Klarstellung: OFD Nordrhein-Westfalen v. 03.05.2016 - Kurzinfo LSt 1/2016. 
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B. Stellungnahme 

 

I. Bestehen in Rheinland-Pfalz grundsätzliche landesrechtliche Hindernisse, die der 

Einführung eines solchen Jobradmodells durch das Land entgegenstehen? Wir bit-

ten dabei insbesondere das Landesbesoldungsrecht und andere rechtliche Rahmen-

bedingungen in die Prüfung miteinzubeziehen.  

 

II. Ist dabei zwischen Beamtinnen und Beamten sowie Angestellten des öffentlichen 

Dienstes zu unterscheiden, insbesondere wegen tarifrechtlicher Vorgaben? 

 

Ja. Es bestehen grundsätzliche landesrechtliche Hindernisse, die der Einführung des ange-

dachten Jobradmodells durch das Land entgegenstehen. 

 

Bei der Rechtslage ist zwischen Beamtinnen und Beamten (Richterinnen und Richtern) einer-

seits sowie Angestellten andererseits zu unterscheiden. 

 

Für Beamtinnen und Beamte gilt nach § 3 Abs. 3 LBesG RP: „Auf die gesetzlich zustehende 

Besoldung kann weder ganz noch teilweise verzichtet werden.“ 

 

Nach der Fragestellung ist eine Entgeltumwandlung des Bruttoarbeitslohnes vorgesehen. Die 

Entgeltumwandlung bedeutet einen Verzicht auf die in Geld zu gewährende gesetzlich zu-

stehende Besoldung. Eine Entgeltumwandlung würde damit gegen das Verbot aus § 3 Abs. 3 

LBesG RP verstoßen. 

 

Angestellte des Landes unterfallen den tarifvertraglichen Regelungen, da Rheinland-Pfalz Mit-

glied der Tarifgemeinschaft deutscher Länder ist. Die tarifvertraglichen Regelungen sehen die 

Möglichkeit einer Entgeltumwandlung für vom Dienstherrn geleaste und sodann an die Ange-

stellten überlassene Dienstfahrräder bisher nicht vor.  
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III. Wenn gesetzliche Änderungen notwendig sind: Welche Änderungen müssten genau 

erfolgen, damit auch Beamtinnen und Beamten sowie Angestellten der nachgeord-

neten Behörden und der Kommunen die Nutzung eines Jobradangebots ermöglicht 

wird? 

 

1. Beamtinnen und Beamte 

 

Für Beamtinnen und Beamte müsste das Landesbesoldungsgesetz dahingehend ergänzt wer-

den, dass eine Entgeltumwandlung für vom Dienstherrn geleaste Dienstfahrräder zugelassen 

wird. 

 

Baden-Württemberg hat durch das Gesetz vom 18. Juli 20172 folgende Regelung eingeführt: 

 

„Ausgenommen hiervon sind (…) Leistungen im Rahmen einer Entgeltumwandlung für vom 

Dienstherrn geleaste Dienstfahrräder, die den Beamten und Richtern auch zur privaten 

Nutzung überlassen werden, wenn es sich um Fahrräder im verkehrsrechtlichen Sinne han-

delt. Eine Entgeltumwandlung nach Satz 2 setzt außerdem voraus, dass sie für eine Maß-

nahme erfolgt, die vom Dienstherrn den Beamten und Richtern angeboten wird und es 

diesen freigestellt ist, ob sie das Angebot annehmen.“ 

 

Eine vergleichbare Regelung wäre in Rheinland-Pfalz durch den Landesgesetzgeber jederzeit 

möglich. 

 

2. Angestellte des Landes 

 

Für die Angestellten des Landes müsste der Tarifvertrag der Länder geändert oder ergänzt 

werden. 

 

Eine Änderung oder Ergänzung des Tarifvertrages der Länder kann nur einvernehmlich erfol-

gen, d.h. das Land benötigt die Zustimmung aller übrigen Tarifvertragsparteien. 

 

Zu einer ersten politische Einschätzung für ein solches Vorhaben wird auf die Übersicht der von 

den Gewerkschaften und Verbänden im Rahmen des Anhörungsverfahrens zum baden-würt-

tembergischen Gesetzentwurf vorgetragenen Anliegen verwiesen.3 Diese Übersicht ist dieser 

Stellungnahme als Anlage zur Information beigefügt. 

 

                                                
2 Gesetz zur Änderung des Landesbesoldungsgesetzes Baden-Württemberg und weiterer dienstrechtlicher Vor-
schriften, GBl. S. 334, ber. S. 495. 
3 BW LT-Drs. 16/2144, S. 33-34, 41 und 47. 



- 4 - 

 

3. Angestellte der Kommunen 

 

Für die Angestellten der kommunalen Arbeitgeber gilt dieselbe Rechtslage wie für die Ange-

stellten des Landes. Auch die Tarifverträge der Kommunen sehen die Möglichkeit einer Entgel-

tumwandlung für vom Dienstherrn geleaste und sodann an die Angestellten überlassene 

Dienstfahrräder bisher nicht vor. 

 

 

IV. Welche vergaberechtlichen Voraussetzungen müssen erfüllt werden, wenn das Land 

die Nutzung eines Jobradangebots ermöglicht? 

 

Die vergaberechtlichen Voraussetzungen für die Nutzung eines Jobrandgebots beurteilen sich 

nach dem Zeitpunkt der Vergabe. Da derzeit nicht absehbar ist, wann und in welchem Umfang 

eine entsprechende Regelung erfolgt, können die vergaberechtlichen Voraussetzungen hier 

nicht im Einzelnen dargestellt werden. 

 

Allgemein gilt folgendes: 

 

Ob und wenn ja in welcher Form eine Vergabe durchzuführen ist, beurteilt sich nach der Art der 

zu vergebenden Leistung sowie den hierfür geltenden Schwellenwerten. 

 

Bei der Beschaffung von Fahrrädern dürfte es sich um einen öffentlichen Lieferauftrag handeln, 

der vom Land als zentralem öffentlichen Auftraggeber vergeben wird. 

 

Seit dem 1. Januar 2018 liegt der Schwellenwert für die Anwendung des EU-Vergaberechts bei 

221.000 Euro.4 Berechnungsgrundlage zur Ermittlung des Schwellenwertes ist der vom öffent-

lichen Auftraggeber geschätzte Auftragswert, der als der geschätzte zahlbare Gesamtbetrag 

ohne Mehrwertsteuer definiert wird (Art. 5 Abs. 1 der Richtlinie 2014/24/EU). Sonderregelungen 

gelten bei wiederkehrenden Leistungen oder Daueraufträgen. 

 

Wird der EU-Schwellenwert nicht erreicht, gilt das nationale Vergaberecht, für das über die 

„Verwaltungsvorschrift über das öffentliche Auftrags- und Beschaffungswesen in Rheinland-

Pfalz“ vom 24.04.20145 für die Vergabe von Liefer- und Dienstleistungen noch die „Vergabe-

ordnungen für Leistungen (VOL/A) 1. Abschnitt“ gelten.6 Diese Vorschriften werden allerdings 

in naher Zukunft durch die „Verfahrensordnung für die Vergabe öffentlicher Liefer- und Dienst-

leistungsaufträge unterhalb der EU-Schwellenwerte“ (Unterschwellenvergabeordnung – UVgO) 

abgelöst werden. 

 

                                                
4 Art. 4 Buchst. c der Richtlinie 2014/24/EU; Art. 1 Abs. 1 Buchst. c der Delegierten Verordnung (EU) 2017/2365 der 
Kommission vom 18. Dezember 2017. 
5 MinBl. S. 48. 
6 Zu weiteren Einzelheiten und zur Rechtsgrundlage siehe nur: https://mwvlw.rlp.de/de/themen/wirtschafts-und-inno-
vationspolitik/wettbewerbspolitik/vergaberecht/nationale-vergabeverfahren/ (Abruf vom 15. Mai 2018). 

https://mwvlw.rlp.de/de/themen/wirtschafts-und-innovationspolitik/wettbewerbspolitik/vergaberecht/nationale-vergabeverfahren/
https://mwvlw.rlp.de/de/themen/wirtschafts-und-innovationspolitik/wettbewerbspolitik/vergaberecht/nationale-vergabeverfahren/


- 5 - 

 

Darüber hinaus hat das Land die Regelungen des Landestariftreuegesetzes (LTTG) ab einem 

geschätzten Auftragswert von 20.000 Euro sowie die Regelungen des Mittelstandsförderungs-

gesetzes (MFG) zu beachten. 

 

Wegen der Einzelheiten der Rechtsgrundlagen unterhalb der EU-Schwellenwerte wird auf die 

Internetseite des Ministeriums für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau Rheinland-

Pfalz unter https://mwvlw.rlp.de/de/themen/wirtschafts-und-innovationspolitik/wettbewerbspoli-

tik/vergaberecht/nationale-vergabeverfahren/ verwiesen. 

 

Anlage7 

 

 

W i s s e n s c h a f t l i c h e r  D i e n s t  

                                                
7 BW LT-Drs. 16/2144, S. 33-34, 41 und 47. 

https://mwvlw.rlp.de/de/themen/wirtschafts-und-innovationspolitik/wettbewerbspolitik/vergaberecht/nationale-vergabeverfahren/
https://mwvlw.rlp.de/de/themen/wirtschafts-und-innovationspolitik/wettbewerbspolitik/vergaberecht/nationale-vergabeverfahren/
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